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A. Problem 

Unterschiedliche technische Vorschriften über die Reifen von 
Personenkraftwagen behindern den Handel innerhalb der Euro-
päischen Gemeinschaft. Eine Vereinheitlichung beseitigt Han-
delshemmnisse und dient der Erhöhung der Verkehrssicherheit. 

B. Lösung 

Durch eine Richtlinie sollen einheitliche technische Vorschriften 
für die Reifen von Personenkraftwagen eingeführt werden. 
Reifen, die diesen Vorschriften entsprechen, erhalten ein EWG-
Prüfzeichen. 

Einmütige Kenntnisnahme im Ausschuß 

C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

entfallen 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von der Richtlinie — Drucksache 8/55 — wird Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei den weiteren Verhandlungen in Brüssel 
den vorgelegten Entwurf in dieser Form abzulehnen. Die Verantwortlichkeit 
für die Verkehrssicherheit der Reifen muß klar festgelegt werden. Dabei sollte 
die Eigenverantwortlichkeit des Herstellers in hohem Maße einbezogen sein 
und der staatliche Verwaltungsaufwand möglichst gering gehalten werden. 
Die weiteren Verhandlungen in Brüssel sollten in dieser Richtung geführt 
werden. 

Bonn, den 14. September 1977 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Lemmrich 

Vorsitzender 

Feinendegen 

Berichterstatter 

Bericht des Abgeordneten Feinendegen 

Der in Drucksache 8/55 enthaltene Richtlinienvor-
schlag wurde mit Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 4. Februar 1977 dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen zur Beratung überwiesen, der die Vor-
lage in seiner Sitzung am 14. September 1977 be-
handelt hat. 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen und Zubehörteilen 
innerhalb der Europäischen Gemeinschaft wird zur 
Zeit noch durch unterschiedliche technische Kon-
struktionsvorschriften behindert. Ziel des vorliegen-
den Richtlinienentwurfes ist es, diese Vorschriften 
bezüglich der Luftreifen von Personenkraftwagen zu 
vereinheitlichen. Es ist dabei folgendes Verfahren 
vorgesehen: Die Reifenhersteller prüfen die von 
ihnen hergestellten Reifentypen in eigener Verant-
wortung daraufhin, ob sie den technischen Anfor-
derungen der Richtlinie entsprechen. Ist dies der 
Fall, so versieht der Hersteller den Reifentyp mit 

einem EWG-Prüfzeichen. Staatliche Behörden be-
schränken sich darauf, durch Stichproben zu kon-
trollieren, daß die auf den Markt gebrachten Luft-
reifen mit den Anforderungen der Richtlinie tatsäch-
lich übereinstimmen. 

Der Verkehrsausschuß hält jedoch das vorgesehene 
Verfahren nicht für vertretbar, weil dadurch die 
Verantwortlichkeit für die Verkehrssicherheit der 
Reifen nicht ausreichend klar festgelegt wird. Es er-
geben sich Überschneidungen in der Verantwortung 
zwischen Herstellern und staatlichen Prüfungsstel-
len. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß möglichst 
entsprechend der bisherigen Regelung die Verant-
wortung für die Qualität der Reifen beim Herstel-
ler belassen wird. Auch ein staatliches Prüfungsver-
fahren kann Fertigungsfehler nicht ausschließen. In 
dieser Richtung sollten die weiteren Verhandlungen 
zur Verbesserung des vorgelegten Richtlinienvor-
schlages in Brüssel geführt werden. 

Bonn, den 14. September 1977 

Feinendegen 

Berichterstatter 


